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Von Jugendlichen für Jugendliche
Das Ziel von easyvote ist es, durch verschie-
dene Massnahmen die Partizipation der 
jungen Erwachsenen langfristig zu fördern. 
In vorliegender Abstimmungsbroschüre wer-
den daher nationale und kantonale Vorlagen 
einfach verständlich und politisch neutral 
erklärt. Massgebend ist dabei stets der Wort-
laut des offiziellen Abstimmungsmaterials.

Politische Neutralität
Die vorliegende Abstimmungsbroschüre ist 
politisch neutral und versteht sich als Abstim-
mungsinformation für junge Erwachsene. Die 
Vorgaben der Wahl- und Abstimmungsfreiheit 
werden gewahrt (unverfälschte Stimmbil-
dung) und durch ein Neutralitätskomitee 
überprüft, welches auch die Übereinstim-
mung mit dem offiziellen Abstimmungsmate-
rial kontrolliert und gewährleistet.
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Mit der Unterstützung  von:

Herausgeber
Herausgeber der easyvote-Broschüre ist der 
Dachverband Schweizer Jugendparlamente 
DSJ, welcher gemäss statutarischem Zweck 
parteipolitisch und konfessionell neutral ist 
und dessen Partizipationsprogramm easyvote 
namentlich auf Basis des Kinder- und Jugend-
förderungsgesetzes (KJFG, SR 446.1) durch 
das Bundesamt für Sozialversicherung BSV 
auf eidgenössischer Ebene unterstützt wird.

Hinweise
Sämtliche Rechte, Titel und Ansprüche an, 
für und aus allen Informationen und Inhalten 
(einschliesslich aller Texte, Daten, Grafiken 
und Logos) der easyvote-Broschüre, welche 
sich aus dem geistigen Eigentum ergeben, 
verbleiben beim DSJ.
Die easyvote-Broschü re kann auf ausdrückli-
chen Wunsch über easyvote.ch/abbestellen  
abbestellt werden.

Kaum hat das Jahr begonnen, hast du bereits die Möglichkeit, 
über drei verschiedene nationale Vorlagen abzustimmen.
Sagt dir USR III oder NAF etwas? Weisst du, was die dritte 
Generation mit Einbürgerung zu tun hat?
Wenn nicht: Don’t panic! Wir haben uns in die Materie einge-
arbeitet, unser Wissen erweitert und anschliessend zusam-
men mit unseren Ehrenamtlichen zu jeder Vorlage einen ein-
fach verständlichen und neutralen easyvote-Text erarbeitet. 
So kannst du jetzt entspannt die Broschüre aufschlagen und 
dich über die einzelnen Vorlagen informieren. Anschliessend 
unbedingt auch abstimmen gehen – deine Stimme zählt!

Und für jene, die schon profimässig informiert sind: umso 
besser! Lies unsere Texte durch und schreibe uns, was wir 
besser machen können und – ja, das tut uns manchmal 
auch gut – was dir an unseren Broschüren gefällt. Dies gilt 
natürlich auch für alle anderen LeserInnen. Wir freuen uns 
über jedes Feedback.

Wichtig: Siehst du dieses Icon , dann gibt es zum Text 
auch einen Clip, der dir die Vorlage erklärt. Tune in!
Weiter haben wir auch unser Online-Angebot ausgebaut: 
Zu den nationalen Vorlagen findest du unter easyvote.ch 
zusätzliche Informationen und Grafiken. Sie helfen dir, die 
Vorlagen noch besser zu verstehen und so deine Eltern 
oder Lehrer wissenstechnisch zu übertrumpfen.

Alles Gute und bis im Mai

Zoë Maire (Redaktionsleiterin) und das easyvote-Team
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Was würde sich ändern?

In der Schweiz gibt es zwei Arten von 
Einbürgerungen: die ordentliche Einbür-
gerung und die erleichterte Einbürgerung.    
   
In den meisten Fällen findet eine ordent-
liche Einbürgerung statt. Die ordentliche 
Einbürgerung dauert häufig mehrere Jah-
re. Für diese Art der Einbürgerung sind die
Kantone zuständig.   
   
Eine erleichterte Einbürgerung ist nur in
bestimmten Fällen möglich. So kann zum
Beispiel eine ausländische Person mit 
Schweizer EhepartnerIn erleichtert einge-
bürgert werden. Die erleichterte Einbürge-
rung dauert weniger lange. Für diese Art 
der Einbürgerung ist der Bund zuständig.
   
Bei beiden Arten wird eine Person nur dann 
in die Schweiz eingebürgert, wenn sie 
festgelegte Kriterien erfüllt. Wer sich ein-
bürgern lassen will, muss unter anderem 
eine unserer Landessprachen sprechen
(weitere Kriterien auf
easyvote.ch/einbürgerung).

Wird die Vorlage angenommen, ist die 
erleichterte Einbürgerung auch für junge 
AusländerInnen der dritten Generation 
möglich. Um für eine erleichterte Einbür-
gerung in Frage zu kommen, muss die 
Person:      

• In der Schweiz geboren und nicht äl-
ter als 25 Jahre alt sein. Zudem muss 
sie mindestens fünf Jahre hier die 
Schule besucht haben und über eine 
Niederlassungsbewilligung verfügen.    

• Einen Elternteil haben, der mindes-
tens zehn Jahre in der Schweiz ge-
lebt und mindestens fünf Jahre hier 
die Schule besucht hat sowie über 
eine Niederlassungsbewilligung ver-
fügt oder verfügt hat.    

• Einen Grosselternteil haben, der ein 
Aufenthaltsrecht in der Schweiz hat 
oder hatte.

Für junge AusländerInnen der 
dritten Generation soll die er-
leichterte Einbürgerung mög-
lich sein.

Ausgangslage

Erleichterte Einbürgerung

4

 
AusländerIn der dritten Generation

Zur dritten Generation von Ausländern gehören Menschen, deren Grosseltern
(1. Generation) und Eltern (2. Generation) schon in der Schweiz leben oder gelebt 
haben. 

?
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GegnerInnenBefürworterInnen

• Junge AusländerInnen der dritten Ge-
neration sind hier aufgewachsen und in 
der Gesellschaft integriert.  

• Wenn diese Personen am politischen 
Leben teilnehmen wollen (z.B. ab-
stimmen oder wählen), soll ihnen die 
Möglichkeit zur Einbürgerung nicht er-
schwert werden.  

• Auch in Zukunft wird nur eingebürgert, 
wer festgelegte Kriterien erfüllt und 
gut integriert ist. Automatische Einbür-
gerungen gibt es nicht.

• Bei Annahme der Vorlage entscheidet 
neu der Bund in gewissen Fällen über 
Einbürgerungen, die bisher die Kanto-
ne behandelten. Sie verlieren dadurch 
an Einfluss.  

• Junge AusländerInnen der dritten Ge-
neration können sich bereits heute 
ordentlich einbürgern lassen. Eine er-
leichterte Einbürgerung ist nicht not-
wendig.  

• Die Stimmbevölkerung hat sich schon 
einmal gegen eine erleichterte Einbür-
gerung entschieden.

Nationalrat Ständerat Bundesrat

Argumente

122 Ja
75 Nein

0 Enthaltungen  

25 Ja
19 Nein

0 Enthaltungen  

dafür dafür dafür

easyvote.ch/einbürgerung

5www.easyvote.ch

 
Einbürgerung

Eine Person kann in der Schweiz leben, ohne Schweizer BürgerIn zu sein. Will die-
se Person SchweizerIn werden, muss sie ein Gesuch stellen. Damit sie eingebür-
gert wird, muss die Person festgelegte Kriterien erfüllen. Wird sie eingebürgert, 
bekommt sie den Schweizer Pass und darf z.B. abstimmen und wählen.

?
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Was würde sich ändern?
Seit 1990 hat sich in der Schweiz der Ver-
kehr auf den Nationalstrassen verdoppelt. 
Folgen davon sind mehr Stau und höhere 
Kosten für Betrieb und Unterhalt der Nati-
onalstrassen.    
   
Seit 2008 gibt es in der Schweiz den In-
frastrukturfonds. Er ist ein Geldtopf, mit 
dem der Bau der Nationalstrassen finan-
ziert wird. Weiter unterstützt der Bund 
mit dem Infrastrukturfonds die Kantone 
bei Verkehrsprojekten: zum Beispiel beim 
Bau von Velowegen in den Agglomerati-
onen oder Hauptstrassen in den Bergre-
gionen.
   
Der Infrastrukturfonds ist zeitlich befristet.

Wird die Vorlage angenommen, gibt es 
einen Nationalstrassen- und Agglomerati-
onsverkehrs-Fonds (NAF).  
Der NAF ist ein Geldtopf, mit dem die bis-
herigen Aufgaben des Infrastrukturfonds 
finanziert werden. Zusätzlich zu diesen 
Aufgaben werden mit dem NAF auch der 
Betrieb und der Unterhalt der National-
strassen finanziert. Dem NAF stehen pro 
Jahr drei Milliarden Franken zur Verfügung.    
   
Der NAF wird mit verschiedenen Einnah-
men finanziert:   

• Alle Einnahmen aus dem Mineralöl-
steuerzuschlag und dem Verkauf der 
Autobahnvignette. Dieses Geld floss 
bereits in den Infrastrukturfonds.    

• Alle Einnahmen aus der Automobil-
steuer sowie ein Teil der Einnahmen aus 
der Mineralölsteuer. Dieses Geld floss
bisher in die allgemeine Bundeskasse. 

• Alle Einnahmen aus der Steuer für 
Elektroautos und Fahrzeuge mit ande-
rer alternativer Antriebstechnik. Diese 
Steuer soll 2020 eingeführt werden.    

Fallen die Geldreserven im NAF unter 
eine bestimmte Grenze, können der Mi-
neralölsteuerzuschlag und weitere Ab-
gaben erhöht werden. Der Bund geht 
davon aus, dass darum im Jahr 2019 der 
Mineralölsteuerzuschlag um vier Rappen 
erhöht werden muss.     
Weiter werden 400 Kilometer kantonale 
Strassen ins Nationalstrassennetz aufge-
nommen. Neu ist also der Bund für den 
Betrieb und den Unterhalt dieser Strassen 
zuständig.

Es soll einen Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrs-
Fonds (NAF) geben.

Ausgangslage

Nationalstrassenfonds NAF

 
Nationalstrassen

Nationalstrassen sind Strassen, die 
dem Bund gehören (z.B. Autobah-
nen). Neben Nationalstrassen gibt 
es auch Strassen, die den Kantonen 
(kantonale Strassen), den Gemeinden 
(kommunale Strassen) oder Privatper-
sonen (private Strassen) gehören. Für 
den Bau und den Unterhalt ist jeweils 
der Besitzer der Strassen zuständig.

?
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Nationalstrassen

Nationalstrassen sind Strassen, die 
dem Bund gehören (z.B. Autobah-
nen). Neben Nationalstrassen gibt 
es auch Strassen, die den Kantonen 
(kantonale Strassen), den Gemeinden 
(kommunale Strassen) oder Privatper-
sonen (private Strassen) gehören. Für 
den Bau und den Unterhalt ist jeweils 
der Besitzer der Strassen zuständig.

?
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GegnerInnenBefürworterInnen

• Die Nationalstrassen sind wichtig für 
das ganze Verkehrsnetz der Schweiz. 
Es muss darum genügend Geld für die 
Nationalstrassen zur Verfügung stehen.

• Der Mineralölsteuerzuschlag wurde seit
1974 nie erhöht. Heute verbrauchen 
Autos aber viel weniger Treibstoff als 
früher. Eine Erhöhung ist daher ver-
kraftbar.  

• Es wurde bereits ein ähnlicher Fonds 
für den Ausbau der Bahn geschaffen. 
Mit dem NAF ist nun auch die Finanzie-
rung der Strassen gesichert.

• Ein Teil des Geldes für den NAF wurde 
bisher für andere Aufgaben gebraucht. 
Fliesst dieses Geld neu in den NAF, so 
fehlt es dem Bund für andere Aufgaben.

• Gewisse GegnerInnen sind der Mei-
nung, dass der Mineralölsteuerzuschlag 
überhaupt nicht erhöht werden darf.   

• Andere GegnerInnen sind der Mei-
nung, dass der Mineralölsteuerzu-
schlag um mehr als vier Rappen erhöht 
werden soll. BahnkundInnen müssen 
auch immer wieder höhere Ticketprei-
se bezahlen.

Argumente

Nationalstrassenfonds NAF

146 Ja
48 Nein

4 Enthaltungen  

41 Ja
1 Nein

 2 Enthaltungen

dafür dafür dafür

easyvote.ch/naf

Nationalrat Ständerat Bundesrat

 
Mineralölsteuer und -zuschlag

Kauft man Mineralöle wie z.B. Heizöl oder Treibstoffe, so bezahlt man eine Steuer. 
Diese Steuer heisst Mineralölsteuer. Bei Treibstoffen wie z.B. Benzin oder Diesel 
bezahlt man zusätzlich zur Mineralölsteuer einen Mineralölsteuerzuschlag. Der Mi-
neralölsteuerzuschlag beträgt heute 30 Rappen pro Liter.

?
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Was würde sich ändern?

Gewisse Unternehmen haben ihren Sitz 
in der Schweiz, sind jedoch hauptsäch-
lich im Ausland tätig. Diese Unternehmen 
werden steuerlich entlastet. Sie bezahlen 
also weniger Steuern als andere Unter-
nehmen.  
Diese steuerlichen Entlastungen entspre-
chen nicht mehr internationalen Standards.
 
Das Parlament hat darum die Unterneh-
mensbesteuerung angepasst. Gegen die-
ses Gesetz wurde das Referendum ergrif-
fen. Deshalb stimmen wir nun darüber ab.

Wird die Vorlage angenommen, werden 
die bisherigen steuerlichen Entlastungen 
abgeschafft. Im Gegenzug werden neue 
steuerliche Entlastungen eingeführt. Die-
se steuerlichen Entlastungen sind aber für 
alle Unternehmen in der Schweiz möglich.   
Die einzelnen Massnahmen findest du auf 
easyvote.ch/usr3.    
   
Bei den meisten neuen steuerlichen Ent-
lastungen können die Kantone selbst ent-
scheiden, ob und wie sie im Kanton ein-
geführt werden. Viele Kantone haben vor, 
ihre Unternehmenssteuern zu senken. 
Die Kantone haben somit weniger Einnah-
men. Deshalb unterstützt der Bund die 
Kantone mit zusätzlichem Geld.   
  
Der Bund schätzt, dass er pro Jahr zusätz-
liche Kosten von rund 1.1 Milliarden Fran-
ken hat. Weitere Kosten für den Bund und 
die Kantone sind schwierig abzuschätzen.

Gewisse steuerliche Entlastun-
gen für Unternehmen sollen ab-
geschaff t werden, weil sie nicht 
mehr internationalen Standards 
entsprechen. Dafür sollen neue 
steuerliche Entlastungen für Un-
ternehmen eingeführt werden.

Ausgangslage

Unternehmenssteuerreform
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GegnerInnenBefürworterInnen

• Die bisherigen steuerlichen Entlas-
tungen müssen abgeschafft werden. 
Werden keine neuen eingeführt, wan-
dern Unternehmen in steuergünstigere 
Länder ab und zahlen gar keine Steu-
ern mehr in der Schweiz.  

• Alle Unternehmen profitieren: Viele 
bezahlen weniger Steuern und beste-
hende Arbeitsplätze werden gesichert.  

• Die Kantone befürworten die Vorlage. 
Dank ihr können sie weiterhin attraktiv 
für Unternehmen sein.

• Die Vorlage ist absichtlich nicht ver-
ständlich. Nur Experten verstehen,
worum es wirklich geht.    

• Von der Reform profitieren nur Gros-
sunternehmen: Ihre Steuern sinken, 
während Bund und Kantone mindes-
tens 2.7 Milliarden Franken weniger 
einnehmen.   

• Schon bei der letzten Unternehmens-
steuerreform wurde die Bevölkerung 
getäuscht. Die Kosten waren um ein 
Vielfaches höher, als der Bund zuerst 
angegeben hatte. 

easyvote.ch/usr3

Argumente

Unternehmenssteuerreform

139 Ja
55 Nein

2 Enthaltungen

29 Ja
10 Nein

4 Enthaltungen

dafür dafür dafür
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Referendum

Beschliesst das Parlament ein neues Gesetz, so stimmt die Stimmbevölkerung 
normalerweise nicht darüber ab. Wenn aber 50 000 Unterschriften von Stimm-
bürgerInnen gesammelt werden oder acht Kantone innerhalb von 100 Tagen eine 
Abstimmung fordern, kommt es trotzdem zu einer Abstimmung.

?
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